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Bonn, den 28. September 1954 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. ; Pensionsansprüche nach Artikel 131 GG für Berech- 
tigte mit ständigem Wohnsitz im Ausland 

Bezug: Kleine Anfrage 107 der Fraktion der DP 
- Drucksache 806 - 


Die Anfrage beehre ich mich im Benehmen mit den Herren Bundes- 
ministern der Finanzen und für Arbeit wie folgt zu beantworten: 

Bei dem Vorhaben des Herrn Bundesministers für Arbeit, auch den 
ständig im Ausland lebenden Kriegsopfern und deren Hinterbliebenen 
Renten nach dem Bundesversorgungsgesetz zu gewähren, handelt 
es sich um folgendes ; 

Nach § 64 Abs. 1 Nr. 1 des Bundesversorgungsgesetzes ruht das 
Recht auf Versorgung, solange der Berechtigte sich im Ausland auf- 
hält, jedoch kann in diesen Fällen Versorgung gewährt werden. 
Von dieser Kannvorschrift wird bereits in weitgehendem Umfange 
Gebrauch gemacht. Nach dem Erlaß des Bundesministers für Arbeit 
vom 15. Juli 1951 (BVBl, S. 355) in der Fassung vom 25. Juni 1952 
(BVBl. S. 70) kann nach Anerkennung des Anspruches und nach 
Maßgabe der Transfermöglichkeit die Überweisung der Rente in 
das Ausland genehmigt werden, wenn der Versorgungsberechtigte 
auf die Rente zur Bestreitung seines Lebensunterhaltes unbedingt 
angewiesen ist, d. h. über kein oder kein nennenswertes regelmäßiges 
Einkommen verfügt. Der Bundesminister für Arbeit beabsichtigt 
nunmehr im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen, 
die Einschränkungen fallen zu lassen und zuzulassen, daß allen im 
Ausland lebenden Berechtigten die Versorgungsbezüge in der nach 
dem Gesetz zustchenden Höhe in das Ausland überwiesen werden. 
An eine Änderung des § 64 BVG ist nicht gedacht, sie ist auch 
nicht erforderlich. 

Zur Frage 1 

Bei den im Ausland lebenden Personen, auf die das Gesetz zu 
Artikel 131 des Grundgesetzes Anwendung findet, ist für die 
Gewährung einer Versorgung zunächst Voraussetzung, daß sic bis 
zum 31. März 1951 ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt im 


Dru(^: Buchdrud^erel Peter Meier, Bulsdorl/Slegburg 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 

Telefon issi 



Bundesgebiet oder im Lande Berlin genommen haben oder die in 
§ 4 Abs. 1 Nr. 2 bzw. Abs. 2, 3 bezeichneten Ausnahmetatbestände 
erfüllen. Nur wenn dies der Fall ist, können Rechte nach Kapitel I 
des Gesetzes geltend gemacht werden. 

Wenn der Versorgungsberechtigte sich nach Erfüllung der oben 
bezeichneten Voraussetzung später nidit nur vorübergehend im 
Ausland aufhält, sondern dort Wohnsitz oder dauernden Aufent- 
halt nimmt, so tritt nach § 159 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Bundes- 
beamtengesetzes, der auch im Rahmen des Gesetzes zu Artikel 131 
GG gilt - vgl. § 29 Abs. 1 dieses Gesetzes - das Ruhen der Ver- 
sorgungsbezüge ein. Nach § 159 Abs. 1 Satz 2 BBG entsdieidct 
die oberste Dienstbehörde darüber, ob die Voraussetzungen für 
das Ruhen vorliegen und von welchem Zeitpunkt ab es eingetreten 
ist. Die oberste Dienstbehörde kann gemäß § 159 Abs. 1 Satz 3 BBG 
Ausnahmen von dem Ruhen der Versorgungsbezüge zulassen. Die 
Rechtslage ist insoweit also keine andere, als sie für alle sonstigen 
Versorgungsempfänger des Bundes gilt. 

§159 BBG entspricht der seit langem im deutschen Beamtenredht 
geltenden Regelung. Eine Änderung dieser Vorschrift ist nicht beab- 
sichtigt, auch nicht erforderlich, da die der obersten Dienstbehörde 
erteilte Ermächtigung, Ausnahmen zuzulassen, ausreicht, um Härte- 
fällen Rechnung zu tragen. 

Zur Frage 2 

Eine Änderung des § 159 BBG würde die Stichtage des 8. Mai 1945 
und 23. Mai 1949 nicht berühren. Der in § 4 des Gesetzes zu 
Artikel 131 GG früher enthaltene Stichtag des 23. Mai 1949 ist 
übrigens - unter Wahrung der hiernach erworbenen Rechte - mit 
dem Ersten Änderungsgesetz vom 19. August 1953 (BGBl. I S. 980) 
durch den 31. März 1951 ersetzt worden. 

Zur Frage 3 

Der Umfang des Personen kreises, der bei einer entsprechenden Än- 
derung des § 159 des Bundesbeamtengesetzes, d. h. Wegfall des 
Rühens, Versorgungsbezüge erhalten würde, ist nicht bekannt. Um 
ihn zu ermitteln, bedürfte es einer Umfrage bei allen nach § 60 
des Gesetzes zu Artikel 131 GG zuständigen obersten Dienst- 
behörden und deren nachgeordneten Versorgungsdienststellen. 


Dr. Schröder 



